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Auswirkungen des Ukrainekrieges auf die  
EU-Agrarpolitik
Der Ukrainekrieg hat gravierende Auswirkungen auf die internationalen Agrarmärkte, da 
sowohl die Ukraine als auch Russland auf dem Weltmarkt eine wichtige Rolle spielen. Schon 
vor Beginn des Angriffskrieges waren die Getreidepreise auf einem hohen Niveau, was auf 
eine bereits angspannte Angebotslage durch Pandemie, Klimaextreme und bewaffnete 
Konflikte hindeutete. Die EU-Agrarpolitik hat auf den Krieg reagiert, um die Situation zu 
entspannen. Insbesondere stellt sich nun die Frage, wie mit Brachflächen, der Beimischung 
von Biokraftstoffen und hohem Fleischkonsum umgegangen werden soll.

©	 Der/die Autor:in 2023. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

	 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

Mit dem völkerrechtswidrigen Einmarsch Russlands in 
die Ukraine am 24. Februar 2022 wurden viele Politiken 
der vergangenen Jahre grundsätzlich infrage gestellt. 
Dies trifft insbesondere auf die internationalen Agrar-
märkte und die Europäische Agrarpolitik zu, die durch 
den Krieg in der Ukraine in Turbulenzen gestoßen wurden. 
Die Ukraine und Russland (gemeinsam mit Kasachstan) 
spielen am Weltmarkt für pflanzliche Produkte eine wich-
tige Rolle. Die Ukraine hat beim Getreide 2021/22 einen 
Anteil von 14 % der am Weltmarkt gehandelten Menge, 
mit Russland und Kasachstan liegt der Anteil an der ge-
handelten Menge bei 30 % (USDA, 2022). Die Preise für 
Getreide stiegen schnell nach Kriegsbeginn an, blieben 
bis Juli 2022 auf Rekordniveau, gaben dann aber in der 2. 
Jahreshälfte wieder leicht nach (vgl. Abbildung 1).

Es wurde schnell befürchtet, dass Russlands Krieg in der 
Ukraine eine internationale Hungerkrise auslösen könnte 
(Osendarp et al., 2022), da viele Entwicklungsländer auf 
die Importe aus der Ukraine und Russland angewiesen 

sind und selbst das World Food Program in erheblichem 
Maße aus der Ukraine beliefert wird. Ein Blick auf die La-
ge am Weltmarkt für Getreide zeigt, dass die Preise für 
Getreide bereits 2021, vor Kriegsbeginn, auf einem ho-
hen Niveau waren, d. h. insofern verschlimmert der Krieg 
eine ohnehin angespannte Versorgungslage. Aufgrund 
der COVID-19-Pandemie, von Klimaextremen und be-
waffneten Konflikten war die Angebotslage 2021 teilwei-
se kritisch, die Zahl der Hungernden stieg von 135 Mio. 
auf 270 Mio. Menschen (WFP, 2021). Verschärfend wirkte 
die erhöhte Nachfrage Chinas nach Mais und Getreide 
2020 und 2021. Schätzungen des US-Agrarministeriums 
vom Februar 2022 gingen von Exporten aus der Ukraine 
2021/22 von etwa 63,8 Mio. t aus (USDA, 2022).

Das Problem einer potenziellen Ernährungskrise durch 
fehlende Mengen aus der Ukraine wurde schnell politisch 
wahrgenommen und es entstand die Diskussion, wie die 
EU-Mitgliedstaaten selbst auf die Herausforderung für die 
Welternährungslage reagieren könnten. Nachdem 2022 
einige Krisenreaktionen im Rahmen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP) erfolgt sind, bleibt die angespannte 
Angebotslage auf den Agrarmärkten Anfang 2023 weiter-
hin bestehen. 

Die agrarpolitische Krisenreaktion

Europäische Union

Eine der ersten politischen Reaktionen auf die durch den 
Krieg entstandene Lage kam am 8. März 2022 vom Eu-
ropäischen Bauernverband Copa-Cogeca, der forderte 
„alle verfügbaren Flächen im Jahr 2022 bewirtschaften zu 
dürfen, um den Ausfall der russischen und ukrainischen 
Produktion auszugleichen“ (Copa-Cogeca, 2022). Gleich-
zeitig wurde eine Aussetzung der Farm-To-Fork-Strategie 

Prof. Dr. Sebastian Lakner ist Professor für Agraröko-

nomie an der Agrar- und Umweltwissenschaftlichen 

Fakultät der Universität Rostock.



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
43

Kriegsfolgen  Nahrungsmittelmärkte  

Abbildung 1
Entwicklung der Mineralöl- und Getreidepreise 2014 bis 2022

Quelle: eigene Darstellung, Daten Mineralöl: En2x 2022, OPEC-Basket; Getreidepreise: EU-Kommission 2022c; Index-Basisjahr ist 2017.

gefordert. Diese Position wurde von der Wissenschaft teil-
weise als unsachlich und als ein „Spielen mit den Ängs-
ten der Bevölkerung“ kritisiert (Foodnavigator, 2022). Die 
EU-Kommission reagierte am 23. März 2022 mit einem 
Thesenpapier „Gewährleistung der Ernährungssicherheit 
und Stärkung der Widerstandsfähigkeit der Lebensmit-
telsysteme“ (EU-Kommission, 2022a), in dem eine Reihe 
möglicher Handlungsoptionen für die Mitgliedstaaten 
skizziert wurden. Als Maßnahmen wurden den Mitglied-
staaten Möglichkeiten, wie z. B. die frühe Auszahlung von 
Direktzahlungen, eine Aussetzung der Beimischung von 
Biokraftstoffen oder eine Anpassung der Pflicht zur Be-
reitstellung von Brachen eingeräumt (EU-Kommission, 
2022a). Ein wichtiger Schritt stellte am 22. Juli 2022 das 
Getreideabkommen, die sogenannte „Schwarzmeer-Ge-
treide-Initiative“ zwischen der Ukraine und Russland dar, 
die unter der Vermittlung der Türkei und den Vereinten 
Nationen zustande kam. Das Abkommen sieht vor, dass 
Schiffe mit Getreide unter der Kontrolle von Inspektoren 
aus Russland und der Ukraine das Schwarze Meer pas-
sieren können, sodass der Export von Agrargütern aus der 
Ukraine ermöglicht wird (UN, 2022a). Bis Anfang Januar 
2023 wurden so ca. 16,3 Mio. t Getreide und andere Nah-
rungsmittel exportiert. Den größten Anteil machen dabei 
Mais (7,4 Mio. t), Weizen (4,6) und Sonnenblumenöl (0,9) 
aus. Wichtigste Exportländer waren Spanien (2,9 Mio. t), 
China (2,7), die Türkei (1,9) und Italien (1,4). Immerhin gin-
gen etwa 2,6 Mio. t in Regionen wie den Nahen Osten und 
Nordafrika (UN, 2022b), deren Versorgungslage aufgrund 
der ausbleibenden Lieferungen als kritisch bewertet wur-
de. Der Getreidepreis fiel bereits Anfang Juni, insgesamt 

trug das Getreideabkommen zu einer leichten Absenkung 
der Weltagrarpreise bei (vgl. Abbildung 1). Ende November 
wurde das Abkommen für weitere 120 Tage verlängert.

Nationale Maßnahmen

Das BMEL reagierte am 11. März 2022 mit einigen kurz-
fristigen Maßnahmen wie z. B. 

•	 der Freigabe des Aufwuchses von Zwischenfrüchten 
und Brachen für die Nutzung als Futter, 

•	 dem Ausbau der bestehenden Eiweißpflanzenstrate-
gie sowie 

•	 des Ausbaus des Programms für Energieeffizienz. 

Das BMEL bekannte sich weiterhin zu offenen Agrar-
märkten (BMEL, 2022a). Im Laufe des Jahres nutzte die 
Bundesregierung verschiedene Treffen auf der Ebene 
der G7 und G20, um das Thema der internationalen Er-
nährungslage zu debattieren (BMEL, 2022b), allerdings 
ohne sichtbare Ergebnisse. Die Reaktion der berufs-
ständischen Vertreter fiel kritisch aus, forderte man doch 
(analog zu Copa/Cogeca) eine Freigabe der Brache für 
die Produktion sowie den Einsatz von Pflanzenschutz-
mitteln auf Brachen (DBV, 2022).

Das BMEL war lange Zeit zurückhaltend mit weiteren 
Maßnahmen, kündigte dann am 6. August 2022 an, dass 
die erstmalige Verpflichtung, 4 % der Ackerfläche als 
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Tabelle 1
Schätzung des Produktionspotenzials für Brachen

Kriterium
Fläche

(1.000 ha)
Ertrag je Fläche 

 (dt/ha)
Produktionsmenge

(Mio. t)

GLÖZ 8 Brachen

Mindestens 100 60 0,6

Maximal 180 55,6 1

GLÖZ 7 Fruchtwechsel 380 89,5 3,4

Quelle: eigene Berechnung nach Daten des BMEL (2022c).

Brachfläche bereitzustellen (GLÖZ 8) 2023 ausgesetzt 
werde. Die Standards des „Guten landwirtschaftlichen 
und ökologischen Zustands von Land (GLÖZ)“ sind Ver-
pflichtung, die Betriebe für den Erhalt der Direktzahlun-
gen erfüllen müssen. Mit der Aussetzung von GLÖZ  8 
wurde erlaubt, auf solchen Flächen Getreide (ohne 
Mais), Sonnenblumen und Hülsenfrüchte anzubauen. 
Gleichzeitig wurde jedoch eingeschränkt, dass die be-
reits 2021 im Rahmen der ökologischen Vorrangfläche 
als Brache ausgewiesenen Flächen weiterhin als Brache 
zu führen seien. Auch die Fruchtwechsel-Verpflichtung 
(GLÖZ 7) ab 2023, keine Selbstfolge beim Getreidean-
bau zuzulassen, wurde ausgesetzt (BMEL, 2022c). Die 
Entscheidung stieß auf die Kritik der Umweltverbände 
(Greenpeace, 2022).

Zunächst sind die großen Vorentscheidungen für 2023 
gefallen und mit dem verlängerten Getreideabkommen 
scheint nun etwas Zeit gewonnen. Gleichwohl stellt sich die 
Frage, inwieweit es auch 2023 agrarpolitischen Handlungs-
bedarf gibt. Erste Prognosen für das Jahr gehen davon aus, 
dass die Ukraine bei verschiedenen Produkten eine deut-
lich geringere Ernte erzielen dürfte. Fehlende Inputs, hohe 
Logistikkosten und durch den Krieg zerstörte Agrarflächen 
schränken die Produktionsmöglichkeiten ein (UCAB, 2022). 
Globale Ernteprognosen des Agrarministeriums der USA 
sind zwar vorsichtig optimistisch, aber manches hängt 
auch vom weiteren Witterungsverlauf in den verschiedenen 
Anbauregionen ab (USDA, 2023). Insofern bleibt die Frage 
nach einer angemessenen agrarpolitischen Reaktion auf 
nationaler und auf EU-Ebene auch 2023 aktuell.

Handlungsoptionen

Grundsätzlich lassen sich zwei Strategien unterscheiden, 
wie auf die agrarpolitische Krise reagiert werden kann:

•	 Man kann erstens auf der Produktionsseite ansetzen 
und überlegen, wie man zusätzliche Flächenreserven 
aktivieren oder auch restriktive Umweltregeln ausset-
zen kann, um mehr zu produzieren. In diese Richtung 
wurde gleich zu Anfang der Debatte vom Bauernver-
band argumentiert. Diese Vorgehensweise ist jedoch 
nicht kostenlos, sondern geht mit einigen Einschrän-
kungen und Nachteilen einher.

•	 Man kann zweitens beim Verbrauch ansetzen und 
überlegen, welche Arten des Verbrauchs notwendig 
sind und wie man durch Einsparungen und Verteu-
erungen fehlende Mengen am Weltmarkt ersetzen 
kann. Diese Strategie erscheint zunächst angesichts 
der Verbrauchsstruktur von Agrargütern naheliegend, 
allerdings zeigt die genaue Analyse auch hier einige Li-
mitierungen und Nachteile.

Ausweitung der Produktion: Die Brachen-Debatte

Die erste Strategie besteht in einem Aussetzen von um-
weltpolitischen Maßnahmen, was im Ergebnis zu einer 
Steigerung der Produktion führen soll. Die wichtigsten 
umweltpolitischen Regelungen in der Landwirtschaft sind 
über die gemeinsame Agrarpolitik der EU definiert, die im 
Juni 2021 eine Reform durchlaufen hat. Im Rahmen die-
ser Reform wurde eine neue „Grüne Architektur“ mit neu-
en Umweltregeln, wie die GLÖZ-Standards, beschlossen. 
Für 2023 wurden die Regeln zum Fruchtwechsel (GLÖZ 
7) ausgesetzt, sodass Weizen in Selbstfolge produziert 
werden kann. Diese Maßnahme setzt etwa 380.000 ha für 
die Produktion frei, sodass ca. 3,4 Mio. t Getreide erzeugt 
werden könnte. Auch die die GLÖZ 8-Verpflichtung, 4 % 
der Ackerfläche als Biodiversitätsfläche (Brache) auszu-
weisen, wurde eingeschränkt. Diese zweite Handlungsop-
tion setzt etwa 100.000 bis 180.000 ha frei (BMEL, 2022c).

Wenn man das Produktionspotenzial für diese unterlas-
sene Umweltleistung ansieht, ist festzuhalten, dass die 
Brache-Flächen innerbetrieblich jeweils ein geringes Er-
tragspotenzial aufweisen: Betriebe nutzen vor allem Flä-
chen, die z. B. eine geringe Bodenqualität aufweisen, ver-
kehrstechnisch schlecht angebunden sind oder eine für 
die Bewirtschaftung ungünstige Schlagform (z. B. Drei-
eck) aufweisen. Empirische Untersuchungen des Thü-
nen-Instituts zeigen, dass Brachen überwiegend in Regi-
onen mit einem niedrigen Produktionspotenzial zu finden 
sind. Gleichzeitig werden Brachen selten in Regionen mit 
hohem Viehbesatz (z. B. im Westen von Niedersachsen) 
und damit hoher Wertschöpfung auf der Fläche angelegt 
(Röder et al., 2021; Lakner et al., 2017). Dies deutet darauf 
hin, dass bei einer Aktivierung dieser Flächenpotenziale 
eine unterdurchschnittliche Produktionsmenge kompen-
siert würde. Eine Schätzung des Potenzials durch die Auf-
hebung von GLÖZ 7 und 8 ist in Tabelle 1 dargestellt.

Es zeigt sich, dass die zusätzliche Erntemenge in 
Deutschland von 0,6 t bis 1,0 Mio. t Getreide für GLÖZ 8 
und 3,4 Mio. t für GLÖZ 7 einen eher geringen Beitrag (ca. 
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Abbildung 2
Verwendung von Getreide (inklusive Mais) in der 
EU27 und in Deutschland 2020/21

Quelle: eigene Darstellung; Daten der EU-Kommission (2022b); BMEL 
(2022).

Abbildung 3
Verwendung landwirtschaftlicher Rohstoffe für 
Biokraftstoff in Deutschland 2020

Darstellt ist hier die Verwendung, d. h. Importe und Produktion, abzüglich 
Exporte.

Quelle: eigene Darstellung nach Daten der FNR (2022).

6,9 %) zum Ausgleich der fehlenden Exportmenge aus der 
Ukraine (63,8 Mio. t) ausmacht. Erschwerend kommt hin-
zu, dass mineralischer Dünger bereits seit 2021 teuer ist 
und man durch die Ausweitung der Produktion auf Bra-
chen teure Betriebsmittel ausgerechnet auf den schlech-
testen Standorten anwenden würde – aus ökonomischer 
Perspektive keine optimale Strategie.

Die Freigabe der Brache erfolgt jedoch nicht kostenlos, 
sondern führt zu einer Reduktion von Flächen, die für die 
Entwicklung der Artenvielfalt in der Agrarlandschaft zur Ver-
fügung stehen sollten. Die agrarökologische Forschung der 
letzten 20 Jahre zeigt deutlich, dass gerade Brachen für den 
Erhalt der Artenvielfalt einen wichtigen Beitrag leisten kön-
nen (Henderson et al., 2000; Firbank et al., 2003; Pe’er et al., 
2017; Karp et al., 2018). Der Rückgang der Artenvielfalt in der 
Agrarlandschaft ist durch einige Studien für verschiedene 
Artengruppen gut beschrieben (Hallmann et al., 2017). Eine 
Ausweitung der Produktion auf Brachen weist ein begrenz-
tes Ertragspotenzial auf, geht aus agrarökologischer Sicht 
jedoch gleichzeitig mit erheblichen ökologischen Nachtei-
len einher. In die politische Debatte fanden diese evidenz-
basierten Argumente kaum Eingang. Landwirtschaftsmi-
nister Cem Özdemir (Bündnis 90/Die Grünen) ließ sich die 
Entscheidung lange offen, aber im Juli wurde der politische 
Druck von CDU/CSU und dem Bauernverband offenbar zu 
groß und er setzte die Brachen-Verpflichtung aus.

Maßnahmen der Anpassung der Nachfrage

Marktstruktur

Die zweite Strategie besteht in der Anpassung der Nachfra-
gestruktur. Die Nutzung von Getreide als Futtermittel und 
als Rohstoff für die politisch geförderte Biokraftstoffproduk-
tion in Industriestaaten führt zu einer weltweiten Verknap-

pung von Getreide als Nahrungsmittel. Abbildung 2 zeigt 
die wichtigsten Verwendungen für Getreide in der EU und 
in Deutschland 2020/2021 vor dem Ukraine-Krieg (vgl. Ab-
bildung 2). Es zeigt sich, dass auf EU-Ebene der größte Teil 
des Getreides als Futtermittel verwendet wird, auf EU-Ebe-
ne 62 %, in Deutschland 58 %. Der Anteil der Nahrungsmittel 
ist dagegen deutlich geringer bei 22 % bzw. 20 %. Insofern 
ist ein wichtiger Treiber der knappen Versorgungslage der 
hohe Anteil an Futtermitteln, der vor allem für die Veredlung 
(Herstellung von Rinder-, Schweine- und Geflügelfleisch, 
sowie Eiern) und in geringerem Umfang für die Milchpro-
duktion verwendet wird. Im Hinblick auf den landwirtschaft-
lichen Außenhandel ergibt sich ein differenziertes Bild. Die 
EU ist für Getreide in Summe ein Nettoexporteur, allerdings 
trifft dies vor allem auf Weizen zu, hier bezieht die EU kaum 
Mengen aus der Ukraine und Russland. Beim Mais ist die 
EU dagegen Nettoimporteur und bezieht aus der Ukraine er-
hebliche Mengen an Mais, der vor allem in der Futtermittel-
industrie verwendet wird. Ein weiterer Treiber der knappen 
Versorgungslage am Weltmarkt ist seit Beginn der 2000er 
Jahre die Förderung der Biokraftstoffe in Industriestaaten: 
Die EU und die USA haben ihre Biokraftstoffproduktion seit 
Mitte der 2000 deutlich ausgeweitet und tragen damit zur 
Verknappung von Getreide, Ölsaaten und Mais bei.

Aussetzen der Beimischung von Biokraftstoffen

Die Beimischung von Biokraftstoffen wird in Deutsch-
land über das Bundesimmissionsschutzgesetz (BIm-
SchG) geregelt, das Mineralölkonzerne dazu verpflichtet, 
je verkaufter Menge Kraftstoff 7 % der Treibhausgase 
über die Beimischung von Biokraftstoffen einzusparen. 
In Deutschland sind die wichtigsten landwirtschaftlichen 
Rohstoffe in der Verarbeitung für Biokraftstoffe einerseits 
Raps- und Sojaöl für Biodiesel und Getreide und Zucker-
rüben für Bioethanol (vgl. Abbildung 3).
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Abbildung 4
Schlachtpreise für Schweine der Qualitätsklasse S 
2020 bis 2022

Quelle: eigene Auswertung nach Daten des BMEL 2020 bis 2022.

Eine mögliche Maßnahme wäre das temporäre Ausset-
zen der Beimischungspflicht von Biokraftstoffen, so-
dass weniger Rohstoffe gebunden wären. Diese Option 
wird seit Sommer 2022 tatsächlich von der Bundesre-
gierung geprüft. Rechtlich würde temporär das THG-
Einsparungsziel oder die Strafzahlung (Pönale) redu-
ziert oder ausgesetzt. In Deutschland werden aktuell 
etwa 2,2 Mio. t Getreide für Bioethanol verwendet, was 
im Fall einer Aussetzung der Beimischung als Rohstoff 
dem Handel zur Verfügung stünde und Futtergetreide 
in den Rationen ersetzen könnte. Durch die bessere 
Rohstoffversorgung könnten wiederum die besseren 
Futtergetreidepartien als Backgetreide genutzt werden. 
Die Aussetzung der Beimischung würde somit eine Ver-
schiebung im deutschen Markt auslösen und Getreide- 
und Raps-Mengen freisetzen.

Die Aussetzung der Biokraftstoffe hätte jedoch eine Reihe 
von Nebeneffekten: Zunächst würden die durch Biokraft-
stoffe eingesparten Treibhausgase wieder wegfallen. Die 
CO2-Vermeidungskosten liegen mit im Durchschnitt 250 
Euro je vermiedene Tonne CO2-Äquivalente vergleichs-
weise hoch (Zimmer et al., 2022, 58), allerdings auch mit 
erheblicher Bandbreite je nach Gestehungsverfahren, bei 
denen vor allem Biokraftstoff aus Reststoffen günstig ab-
schneidet. Im Vergleich zu anderen erneuerbaren Ener-
gien fallen die CO2-Vermeidungskosten bei Biokraftstof-
fen eher hoch aus (Naumann et al., 2019). Problematisch 
erscheint der mögliche Anstieg der Kraftstoffpreise, der 
auch Effekte auf die Inflation hätte. Bei der Herstellung 
von Biodiesel fällt als Nebenprodukt Rapskuchen an, der 
in der Tierfütterung verwendet wird, auch dieses Neben-
produkt würde wegfallen.

Reduktion des Fleischkonsums

Eine weitere Strategie könnte darin bestehen, die Verwen-
dung von Getreide als Futtermittel zu besteuern und zu 
verteuern, damit qualitativ hochwertigere Getreidepartien 
für die Verwendung als Nahrungsmittel freigesetzt wer-
den. Diese Lösung ist jedoch in vielfacher Hinsicht kom-
plizierter und nicht ohne Risiken. Zunächst wäre eine sol-
che Besteuerung auf Produktionsebene nicht möglich, da 
viele viehhaltende Betriebe ihr Futter selbst erzeugen und 
es keinen Flaschenhals gibt, bei dem eine Besteuerung 
ansetzen könnte. Der erste Ansatzpunkt in der Lieferket-
te besteht beim Verkauf von Fleisch. Es könnte erwogen 
werden, den Konsum von Fleisch über eine Steuer oder 
Abgabe zu verteuern und durch den daraus resultieren-
den Nachfragerückgang auch die Veredelung von Getrei-
de ökonomisch weniger attraktiv zu gestalten. Im Moment 
sind zwei konkurrierende Modelle in der Diskussion, eine 
Anhebung der Umsatzsteuer auf Fleischprodukte von 7 % 
auf den regulären Steuersatz von 19 % und eine Tierwohl-

abgabe auf Fleisch, die im Zuge der Förderung des Tier-
wohls diskutiert wird.

Ein möglicher Mengeneffekt ist schwer abzuschätzen. 
Studien zur Anpassung der Nachfrage auf Preissteigerun-
gen zeigen Preiselastizitäten der Nachfrage zwischen -0,3 
und -1,2, die je nach Fleischart eine starke oder schwa-
che Reaktion auf Preisanstiege darstellen (Schröck, 2013; 
Thiele, 2008). Nimmt man eine durchschnittliche Elastizi-
tät von -0,6 an, würde ein Preisanstieg von 11,2 % durch 
die höhere Umsatzsteuer zu einem Rückgang der nach-
gefragten Fleischmenge um 6,7 % führen (Lakner et al., 
2022). Diese Zahl ist jedoch eine höchst unsichere Schät-
zung: Schätzungen von Elastizitäten beziehen sich in 
der Regel auf geringe Preisschwankungen, während die 
aktuellen Preisanstiege beim Fleisch deutlich über das 
Maß einer Standardabweichung hinaus gehen (vgl. Ab-
bildung 4). Insofern geben die geschätzten Elastizitäten 
allenfalls eine grobe Orientierung.

Das Ziel einer Reduktion des Fleischkonsums wäre mit 
einigen anderen Zielen der Ernährungs- und Agrarpolitik, 
wie z. B. der Ernährungs- und Tierschutzpolitik, kompati-
bel: Der Fleischkonsum in der EU und Deutschland liegt 
deutlich über der empfohlenen Menge nach „Planetary 
Health Diet“, sodass aus gesundheitspolitischer Sicht ein 
geringerer Fleischverzehr empfohlen wird, selbst, wenn 
diese Frage immer eine individuelle Frage des Ernäh-
rungsstils ist (WBAE, 2022, 114). Auch aus Sicht des Tier-
wohls wird ein Umbau der Tierhaltung empfohlen. Das 
von der großen Koalition 2019 eingesetzte „Kompetenz-
netzwerk Nutztierhaltung“ empfiehlt eine Kennzeichnung 
von verschiedenen Haltungsformen und die Förderung 
von besonders auf das Tierwohl ausgerichteten Stallfor-
men. Zur Finanzierung dieser Transformation schlägt das 
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Netzwerk eine „Rücknahme des ermäßigten Umsatz-
steuersatzes auf tierische Produkte oder die Einführung 
einer mengenbezogenen staatlichen Tierwohlabgabe“ 
vor (Borchert-Kommission, 2022). Projektionen des Ag-
rarsektors bis 2040 deuten darauf hin, dass die Tierzahl 
in Deutschland (abgesehen von Masthähnchen) leicht bis 
deutlich rückläufig sein wird. Ein Umbau des Tierwohls 
in der skizzierten Form geht mit geringeren Viehbesatz-
dichten und höheren Produktionskosten einher, die in 
einer Reduktion der Tierzahlen in Deutschland resultie-
ren (Deblitz et al., 2021). Auch aus einer entwicklungs-
politischen Perspektive wird die Reduktion des Fleisch-
konsums in Industriestaaten in die Diskussion gebracht 
(Parlasca und Qaim, 2022).

Bei der Umsetzung dieser Option gibt es einige Pro
bleme: Im Hinblick auf einen möglichen Markteingriff 
ist zunächst festzuhalten, dass die Futtermittelpreise 
Anfang 2023 ohnehin hoch sind: Der durchschnittliche 
Futterweizenpreis lag vor Februar 2022 bei 265 Euro/t 
und stieg danach auf einen Durchschnitt von 361 Euro/t, 
bis Juli 2022 lagen die Spitzenwerte bei über 400 Euro/t 
(vgl. Abbildung 1). Angesichts der hohen Inputpreise 
stehen gerade Veredelungsbetriebe in der Schweine-
mast bei der Aufstallung vor der schwierigen Entschei-
dung, ob sie angesichts der hohen Futtermittelkosten 
überhaupt aufstallen oder den Stall leer stehen lassen, 
bis die Futtermittelpreise wieder eine profitable Produk-
tion zulassen. Gleichzeitig sind die Fleischpreise mit 
dem Beginn des Krieges in der Ukraine von 1,30 Eu-
ro/kg (KW 1-8) auf über 1,90 Euro/kg angestiegen und 
blieben 2022 deutlich über dem Durchschnittspreis der 
Vorjahre (vgl. Abbildung 4).

Eine höhere Besteuerung von Fleisch würde dagegen 
die Inflation, die Ende 2022 bei 8 % bis 10 % lag (Desta-
tis, 2023), weiter anheizen, was die politische Akzeptanz 
dieser Maßnahme schnell infrage stellen könnte. Entspre-
chend der höheren Preise lag die Schlachtmenge mit 3,87 
Mio. t 2022 niedriger als in den zwei Vorjahren, in denen 
durchschnittlich 4,30 Mio.  t geschlachtet wurden (eige-
ne Auswertung nach Daten des BMEL, 2020-2022). Laut 
Bundesanstalt für Landwirtschaft (BLE) wurden 2022 nur 
noch 53,6 % des Getreides für Futtermittel verwendet, 
was gegenüber dem Vorjahr ein Rückgang um 4,6 % war 
(BLE, 2022, vgl. Abbildung 2).

Markteffekte haben im Hinblick auf die Versorgungslage 
günstiger gewirkt als politische Maßnahmen dies 2022 
vermocht hätten. Insofern erscheint ein politischer Ein-
griff in den Fleischmarkt aus Erwägungen der globalen 
Versorgungslage zumindest kurzfristig wenig sinnvoll. 
Marktprozesse sorgen dafür, dass weniger Fleisch kon-
sumiert und damit auch Futtergetreide verwendet wird. 

Allein durch diese Marktreaktion kam es 2022 zu einer 
leichten Entlastung der knappen Angebotslage.

Mittelfristig bleibt die Versorgungslage angespannt und 
der Weltmarktpreis hoch. Eine Verteuerung von Fleisch 
erscheint insofern weiterhin denkbar, zumal dies ohnehin 
im Hinblick auf andere Politikziele (Umwelt, Tierwohl) dis-
kutiert wird. Hierbei ist zu beachten, dass, wenn Fleisch 
durch politische Maßnahmen bei gleichbleibendem 
Fleischkonsum in Deutschland verteuert würde, fehlende 
Mengen aus dem Ausland importiert werden müssten. 
Die Veredelung mit ihren problematischen Effekten auf 
globale Versorgunglage, Umwelt oder Tierwohl würde so-
mit lediglich ins Ausland verschoben, für die Problemfel-
der globale Versorgung, Umwelt und Tierwohl wäre somit 
wenig gewonnen. Eine Strategie einer Verteuerung von 
Fleischprodukten funktioniert daher nur bei einem gleich-
zeitigen Rückgang des heimischen Fleischkonsums. Dies 
zeigt, dass der Umbau der Tierhaltung nur mithilfe einer 
ganzheitlichen Strategie für Tierwohl, Ernährung und Um-
welt gestaltet werden kann (WBAE, 2020).

Fazit

Die Diskussion zeigt, dass die skizzierten Strategien teil-
weise mit erheblichen Nachteilen einhergehen und es 
kurzfristig keine einfach umsetzbare Reaktion auf die 
potenzielle Krise am Weltmarkt gibt, die zeitnah größere 
Getreidemengen für den Weltmarkt freisetzen. Die euro-
päischen und internationalen „Agri-Food-Systeme“ sind 
integriert und ökonomisch optimiert und bieten daher we-
nig Spielraum für große Verschiebungen in Angebot und 
Nachfrage durch politische Markteingriffe.

Das Problem einer knappen Versorgungslage bleibt je-
doch trotz des verlängerten Getreideabkommens auf 
absehbare Zeit bestehen. Die russische Regierung spielt 
weiterhin mit der unsicheren Versorgungslage von Ent-
wicklungsländern. Gleichzeitig ist damit zu rechnen, dass 
die ukrainische Landwirtschaft 2023 aufgrund mangeln-
der Betriebsmittel (Saatgut, Dünge- und Pflanzenschutz-
mitteln sowie Treibstoffe) und kontaminierter Agrarflächen 
eine geringere Ernte erzielen wird. Die Situation auf den 
Weltagrarmärkten bleibt somit auch 2023 angespannt. 
Die agrarpolitischen Handlungsoptionen lassen sich in 
kurz- und mittelfristige Empfehlungen unterteilen.

Kurzfristig bleiben zunächst vier grundlegende Schluss-
folgerungen für 2023 richtig: 

•	 Erstens ist die internationale Gemeinschaft bei der hu-
manitären Hilfe z. B. durch das World Food Program fi-
nanziell gefragt, denn hohe Weltmarktpreise bedeuten 
auch hohe Kosten für den Einkauf von Nahrungsgütern 
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für Entwicklungsländer. Ähnlich wie in der Außenpolitik 
erscheint ein abgestimmtes Vorgehen hier besonders 
wichtig.

•	 Zweitens erscheint es handelspolitisch wichtig, inter-
national für das Offenhalten von Agrarmärkten und den 
Verzicht von Exportbesteuerungen zu werben. Dies er-
scheint insbesondere wichtig, damit Preissignale glo-
bal zu einer Angebotsreaktion führen.

•	 Drittens tragen auch Konsument:innen in Industrie-
staaten wie Deutschland über ihren Konsum eine 
gewisse Verantwortung, daher könnten hier Appelle 
und eine gesellschaftliche Debatte das Bewusstsein 
schärfen. Andererseits ist hier vor moralischem Über-
eifer zu warnen, denn Entscheidungen über die Ernäh-
rungsstile sind hochgradig individuell und emotional. 
Debatten über die „richtige“ Ernährung bergen immer 
die Gefahr des politischen Paternalismus. Insofern 
sind Debatten um das Thema Ernährung immer eine 
heikle Gratwanderung.

•	 Viertens erscheint als nationale Maßnahme die Ausset-
zung der Beimischung von Biokraftstoffen kurzfristig 
umsetzbar.

Die vom BMEL gewählte kurzfristige Maßnahmen, näm-
lich die Aussetzung der Brachen-Verpflichtung (GLÖZ 8), 
erscheint dagegen fragwürdig und mit erheblichen Kosten 
für die Umwelt behaftet. Es gab gegenüber der Brachen-
Verpflichtung aus dem Berufsstand erhebliche Skepsis. 
Dies deutet darauf hin, dass die fachlichen Vorteile im 
Hinblick auf die Biodiversität in landwirtschaftlichen Krei-
sen nicht ausreichend vermittelt wurden. Hier könnte eine 
verbesserte Kommunikation hilfreich sein.

Mittelfristig bleibt für die europäische Landwirtschaft und 
die Agrarpolitik das Ziel, eine rationale Balance zwischen 
hohen Erträgen in der Produktion und der Moderation 
von Risiken in resilienten (fehlerfreundlichen) und nach-
haltigen Agrarsystemen zu finden und zu fördern. Hierbei 
konkurrieren unterschiedliche Flächenansprüche um den 
knappen Boden. Die Krise infolge des Ukrainekrieges 
hat die Hauptaufgabe der Landwirtschaft, die nachhalti-
ge Produktion von Agrarrohstoffen für die Lebensmittel-
herstellung stärker in den Fokus gerückt. Das Ersetzen 
von Produktionsmengen von 60 Mio. t erscheint global 
als beinah unlösbare Aufgabe. Die deutsche und franzö-
sische Landwirtschaft erzielt im Getreideanbau im welt-
weiten Vergleich die höchsten Erträge, d. h. Ertragsstei-
gerungen sind hier nur zu hohen Kosten zu erreichen. Es 
erscheint naheliegender, in anderen Weltregionen an der 
Verbesserung von Erträgen zu arbeiten. Für Europa soll-
ten eher ganzheitliche Strategien gefunden werden, wie 

das vergleichsweise hohe Ertragsniveau in Deutschland 
mit dem Ziel von geringeren Pflanzenschutzmittel- und 
Düngergaben verknüpft werden kann. Hierfür werden alle 
Anbaumethoden und -technologien benötigt, vom Öko-
landbau, über den integrierten Anbau bis hin zur moder-
nen Präzisionslandwirtschaft und modernen Züchtungs-
verfahren wie Crispr/Cas. Gleichzeitig bleibt es weiterhin 
wichtig, Flächen in der Agrarlandschaft für den Schutz 
der Biodiversität bereitzustellen (Leopoldina, 2020), auch, 
damit die Agrarökosysteme funktionsfähig bleiben. Ande-
re Flächenansprüche, wie z. B. die Vernässung von Moo-
ren für den Klimaschutz oder die Ansprüche der Erneuer-
baren Energien (Windkraft, Agri-Photovoltaik), gilt es klug 
zu moderieren.
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Title: Impact of the Ukraine War on the EU Agricultural Policy
Abstract: The Ukraine war has had some serious impacts on international agricultural markets, as both Ukraine and Russia play an im-
portant role in the world market. Even before the war began, grain prices were high, indicating an already tight supply situation due to 
pandemic, climate extremes and regional armed conflicts. EU agricultural policy has reacted to ease the situation created by the war. The 
following article discusses the three potential policy reactions: 1) the suspension of fallow land as an agri-environmental measure, 2) the 
suspension of biofuel-blending and 3) the reduction of meat consumption.


